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F R E I W I L L I G

Ret tungsdienste in Luxemburg

Ob Scheunenbrand in Ulflingen,  
Verkehrsunfall auf der Collectrice  
du Sud oder ein Schwerverletzter  
im Baugewerbe, ob ein lebloser  
Körper in der Mosel treibt oder 
Giftstoffe in der Attert geortet  
werden, allemal bei größeren und 
kleineren Katastrophen weiß jeder 
aufrechte Luxemburger sofort, was 
er zu tun hat: er zückt sein Handy 
und wählt 112, jene magische Num­
mer, die die benötigten Hilfstrupps  
in Bewegung setzt und die täglich 
rund tausendmal angewählt wird.
Ob Krankenwagen oder Schaum­
löschfahrzeug, Froschmänner oder 
Rettungshubschrauber, fast überall, 
wo hierzulande Not am Mann ist, 
sind Freiwillige im Einsatz. Außer  
in der Gemeinde Luxemburg, die  

seit 1922 eine Berufsfeuerwehr ihr 
eigen nennt, arbeiten all jene, die  
da rund um die Uhr mit Blaulicht  
und Sirene unterwegs sind, allenfalls 
für Gottes Lohn.
Das freiwillige Rettungswesen in 
Luxemburg, das sind heute 5 200 
aktive Feuerwehrleute, verteilt auf 
142 Wehren und 2 500 Mitglieder 
des Zivilschutzes, engagiert in  
25 „Centres d‘intervention“.
In lokalen Wehren und nationalem 
Rettungsdienst sorgt dieses Freiwil­
ligenheer für schnelle Einsätze,  
denn im Durchschnitt dauert es  
in der Regel zwischen zehn und 
fünfzehn Minuten, bis die Dienst 
habenden Frauen und Männer  
nach dem Notruf am Ort des  
Geschehens sind.



Centre d‘Intervention Schifflange
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U N D  B I L L I G

Die Luxemburger Protection Civile, 1936 
durch großherzogliches Reglement ins 

Leben gerufen, war anfangs nichts weiter 
als ein vages Provisorium, das angesichts 
der internationalen Spannungen den zivilen 
Luftschutz organisieren sollte; ihre heutige 
Aufgabe als nationaler Rettungsdienst 
begann erst in den sechziger Jahren und 
wurde definitiv im Gesetz vom 18. Novem­
ber 1976 verankert. „Nationaler Rettungs­
dienst“: was da tagtäglich alles über die 
zentrale Rufstelle 112 in Bewegung gesetzt 
wird, ist zum allergrößten Teil ein Freiwilli­
genheer von Feuerwehrleuten und Ret­
tungssanitätern, das mit einem Minimum 
an finanziellem Aufwand und einem Maxi­
mum an individuellem Einsatz immerhin so 
gut funktioniert, dass ausländische Budget­
sparer schon mal neidisch nach Luxemburg 
hinüberschielen.

Feuerlösch- und Rettungswesen in 
Luxemburg, das ist auf den ersten Blick 
eine wohldurchdachte Organisation, auf 
den zweiten ein ziemliches Sammelsurium 
von lokalen und nationalen Kompetenzen. 
Es sollte bis zum Jahre 2004 dauern, ehe 
durch ein neues Gesetz transparentere 
Strukturen geschaffen wurden.
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Feuerwehren:  
keine legislative Basis

Zwar wurde den Luxemburger Gemein­
den im Jahre 1843 durch Gesetz auferlegt, 
für einen organisierten Brandschutz zu sor­
gen, doch die vage Formulierung drückte 
allenfalls die ganze Verantwortung auf den 
Bürgermeister.

Die „Fédération Nationale des Corps 
de Sapeurs pompiers“, seit 1883 eine 
Gesellschaft ohne Gewinnzweck, hat bis 
heute noch kein legislatives Statut im 
Gemeindegesetz erhalten.

Dabei ist ohne diese in 142 lokalen 
Wehren organisierten Freiwilligen ein Kata­
strophenschutz hierzulande schlechthin 
undenkbar, denn eine personalmäßig auch 
nur annähernd so zahlreiche Berufswehr 
würde sämtliche budgetären Möglichkeiten 
überschreiten.

Die in vier Regionalverbänden zusam­
mengeschlossenen Wehren kosten den 
Staat in der Tat herzlich wenig. Zwar erhält 
der Nationalverband ein jährliches Subsid 
von rund 220 000 Euro für anfallende Ver­
waltungskosten und einen Rentenkas­
sen-Zuschuss von 340 000 Euro, außerdem 
übernimmt die öffentliche Hand auch noch 
großzügig die Kosten der Schulungsräume 
in Niederfeulen, für den Löwenanteil der 
Finanzierung hat man jedoch einen Dreh 
gefunden: Die rund 2,9 Millionen Euro, die 
den lokalen Wehren alljährlich für anfal­
lende Material- und Organisationskosten 
zufließen, stammen aus der 4%-Steuer, die 
hierzulande jeder Bürger, der eine Feuer­
versicherung abgeschlossen hat, an den 
Staat abtreten muss. Gegen dieses System 
hätte die Feuerwehrföderation nicht mal 
etwas einzuwenden, wenn die Versiche­
rungen obligatorisch wären. Doch die Feu­
erversicherung hierzulande ist fakultativ, 
aus gutem Grunde. Öffentliche Gebäude 
sind nämlich überhaupt nicht versichert. In 
der Tat ziehen der Staat und die Gemein­
den es vor, Brandschäden aus eigener 
Tasche zu zahlen. Unterm Strich kommt 
das nämlich billiger zu stehen als die anfal­
lenden Jahresprämien, die man sonst an 
private Versicherungsgesellschaften abtre­
ten müsste.

Die Dummen sind allemal die Feuer­
wehren, denen dadurch Millionenbeträge 
im Jahr verlorengehen: wäre die Feuerver­
sicherung für jeden Bürger Pflicht, das 
anfallende Plus an Steuergeldern würde 
den Wehren zugute kommen.

Staat und Gemeinden täten wirklich 
besser daran, nicht am falschen Ort zu 
sparen. Was nämlich eine Berufswehr kos­
tet, das weiß unsere Hauptstadt seit 1922. 
Von den etwa 19 Millionen Euro, die das 
mit rund 140 Hauptberuflern bestückte 
Feuerwehrzentrum an der Arloner Straße 
jährlich verschlingt, wandern über 80% in 
die Lohntüten.

Centre d‘Intervention  
Dudelange
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Kompetenzgerangel

In der Landeszentrale der Verwaltung 
für das Rettungswesen auf der Cloche 
d’Or, wo sämtliche Rettungseinsätze koor­
diniert werden, gibt es nur Lobenswertes 
über die perfekte Zusammenarbeit zwischen 
dem Landesverband der Feuerwehren und 
der staatlichen Katastrophenabteilung zu 
berichten.

Das war nicht immer so. Als die Pro­
tection Civile Anfang der sechziger Jahre, 
damals noch ein ziemlich loses gesetzliches 
Gefüge, das sich hauptsächlich nach Nato- 
Manier vor allem dem Katastrophenschutz 
in Kriegszeiten widmen sollte, langsam ihre 
zivile Aufgabe in der neuen Wohlstandsge­
sellschaft entdeckte, gab es zuerst einmal 
Krach mit den Feuerwehren. Durch Minis­
terialbeschluss von 1960 nämlich hatte 
man die Kompetenzen der militärisch struk­
turierten Organisation, der ein Armeema­
jor vorstand, im Eifer des Gefechts auch 
auf den Brandschutz ausgedehnt. Der Lan­
desverband der Feuerwehren fühlte sich 
übergangen und protestierte heftig, doch 
seitens der im Aufbau begriffenen PC 
sollte es allerdings noch Jahre dauern, bis 
man einsah, dass man besser mit- als 
gegeneinander arbeitet. Aus gutem Grund: 
von den 2 000 Freiwilligen in den 23 übers 
Land verteilten PC-Sektionen sind gut ein 
Drittel gleichzeitig Mitglieder der lokalen 
Feuerwehren. Mit der zunehmenden Ver­
dichtung des Straßenverkehrs war es ohne­
hin die Hauptaufgabe der PC, überall im 
Lande einen adäquaten Unfalldienst auf­
zubauen, ein Unterfangen, das sich als 
dringend nötig erwies. Denn noch in den 
fünfziger Jahren wurden vielerorts die Ver­
letzten irgendwie in Privatauto geladen 
und zur Klinik gefahren.

Dem nationalen PC-Zentrun Lintgen, 
bereits 1962 gegründet, folgten 23 geo­
graphisch derart übers Land verteilte Sek­
tionen, dass Verletzte heute in der Regel 
innerhalb einer Viertelstunde versorgt 
werden.

Von den 2 000 Freiwilligen 
in den 23 übers Land ver-
teilten PC-Sektionen sind 
gut ein Drittel gleichzeitig 
Mitglieder der lokalen 
Feuerwehren. 

Weiterbildungskurse

Die Mannschaft der Schifflinger Sanitäter
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Zentrale Koordinierung

Nach Kompetenzstreitigkeiten kam es 
endlich zur Koordinierung: die in den sieb­
ziger Jahren ins Leben gerufene nationale 
Notrufzentrale 012 (heute national und 
international 112), wo Tag und Nacht drei 
Beamte über 28 Linien alle anfallenden 
Hilferufe weiterleiten, soll ein Maximum 
an Effizienz sichern. Ob Autounfall oder 
Großbrand, Überschwemmung, Umwelt­
vergiftung oder Flugzeugabsturz, die 
geschulten Anrufbeantworter müssen in 
kürzester Zeit die richtigen Hilfsmaßnah­
men in die Wege leiten.

Dem hilfswilligen Bürger wird heute 
ein maximales Lern- und Einsatzpensum 
abverlangt.

46 Instrukteure sorgen beim zivilen 
Rettungsdienst für ein den internationalen 
Normen entsprechendes Wissen, das fach­
gerechtes Handeln in allen Erste-Hilfe- 
Situationen garantiert, zudem wird jedem 
aktiven Mitglied eine permanente Weiter­
bildung in speziellen Wochenendkursen 
abverlangt, eine Praxis, die auch bei der 
Feuerwehr angewandt wird. Regelmäßige 
ärztliche Untersuchungen sind obligato­
risch, und bei besonders gefährdeten Ein­
satztrupps, wie beispielsweise den 
Froschmännern, sind die Anforderungen 
entsprechend höher geschraubt.

Wer sind denn eigentlich diese Luxem­
burger, die da den Löwenanteil ihrer Frei­
zeit opfern, um Schulungskurse zu 
besuchen oder an Wochenenden und Fei­
ertagen Permanenzdienst zu schieben, wer 
sind diese Leute, die bereit sind, ohne 
irgendeine finanzielle Entschädigung bei­
spielsweise bei einem Großbrand oder 
einer großangelegten Rettungsaktion ihr 
Leben zu riskieren?

Den Typus des freiwilligen Helfers, 
scheint es, gibt es nicht. „Bei uns sind alle 
Schichten der Bevölkerung, Männer und 
Frauen, ziemlich gleichmäßig vertreten, “ 
wird einem mitgeteilt. An Einsatzbereit­
schaft mangelt es also nicht, allenthalben 
ist es die schlechte Verfügbarkeit der Frei­
willigen und der Personalmangel der Ver­
waltung sowie punktueller Geldmangel, 
den unsere Rettungsdienste beklagen.

Einig sind sich so ziemlich alle kompe­
tenten Stellen, dass es hierzulande ohne 
das Heer von freiwilligen Helfern nicht 
geht, dass ein ähnlich ausgedehntes Netz 
von hauptberuflichen Einsatzkräften Luxem­
burg in den Ruin treiben würde. Aber das 
eine schließt das andere nicht aus, und 
eine vernünftige Mischformel dürfte in 
jeder Hinsicht dazu beitragen, in manchen 
Grenzfällen die Zahl unserer Unfall- und 
Infarkttoten herunterzuschrauben.

Zentrale Koordinierung  
der Rettungsdienste
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Grünes Licht für gemeinsame 
Verwaltungsstruktur

Im Jahre 2004, mehr als fünf Jahre 
nach dem Einreichen der Gesetzesvorlage, 
wurde eine strukturelle Reorganisation des 
Rettungswesens, mit der eine Verwaltung 
für Feuerwehr und Zivilschutz geschaffen 
wird, mit 55 Ja-Stimmen vom Parlament 
gestimmt. Über das Gesetzprojekt hinaus 
bot die Debatte die Gelegenheit, sich mit 
der Vereinbarung zwischen Ehrenamt und 
Beruf auseinander zu setzen.

Die Reform sollte aus fünf Etappen 
bestehen: Zusammenlegung der Wehren 
innerhalb einer Gemeinde, interkommu­
nale Kooperation, Schaffung regionaler 
Stützpunkte, Schaffung eines nationalen 
Stützpunktes bei der hauptstädtischen 
Berufsfeuerwehr und Zusammenschluss 
von Feuerwehr und Zivilschutz, dort wo 
beide Einheiten vorhanden sind.

Die Gesetzvorlage habe zum Ziel, das 
Recht der Bürger auf Sicherheit zu gewähr­
leisten. Laurent Mosar, als damaliger 
Schöffe in der Hauptstadt für die Berufs­
feuerwehr zuständig, wies auf die Not­
wendigkeit hin, dass der Bau neuer 
Räumlichkeiten am Verteilerkreis Gluck in 
Gasperich in Angriff genommen werde. 
Dort könne auch die Basis für eine engere 
Zusammenarbeit zwischen Protection 
civile und Feuerwehr geschaffen werden. 
Würden mit der neuen Gesetzgebung die 
Weichen weg vom dualen System zwi­
schen Protection civile und freiwilliger Feu­
erwehr gestellt, so müsse auch weiterhin 
anderen Realitäten Rechnung getragen 
werden: der rein feuerwehrtechnischen 
Einstellung einerseits und der eher sozialen 
und kulturellen Berufung andererseits, 
aber auch die unterschiedlichen Aufgaben­
felder, je nachdem, ob es sich um eine 
Land- oder eine Stadt-Gemeinde handele.

Doch das Engagement der freiwilligen 
Helfer im Rettungswesen stößt, nicht 
zuletzt aufgrund veränderter gesellschaft­
licher Begebenheiten, langsam aber sicher 
an seine Grenzen. Jeder fünfte Freiwillige 
ist heute über sechzig, und für die Zukunft 
ist keine Besserung in Aussicht. Grund 
genug für das 2006 eingesetzte „Comité 
des sages“, Aufklärungs- und Sensibilisie­
rungsarbeit zu verrichten. Immerhin wurde 
der Fuhrpark in den letzten Jahren via 
Staatshaushalt qualitativ aufgebessert.

Bruno Veloso betreut die 
Jugendfeuerwehr auf der  

„Base Nationale“ in Lintgen
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Sechzig hauptamtliche  
Rettungskräfte als Rettung?

Wo sollen die Hebel angesetzt wer­
den? Der „Weisenrat“ verwies vor Jahren 
auf eine Studie der „Administration des 
services de secours“, wonach 60 
hauptamtliche Rettungskräfte notwendig 
seien, um landesweit in Zukunft einen ein­
wandfreien Betrieb zu ermöglichen. Diese 
Einsatzkräfte sollten von der 2004 geschaf­
fenen Verwaltung eingestellt und nach 
Bedarf regional eingesetzt werden. Die 
Umsetzung des Modells der hauptstädti­
schen Berufsfeuerwehr auf Landesebene 
wird nicht als gangbare Alternative in 
Betracht gezogen. Man müsste, auf sechs 
regionale Strukturen verteilt, 720 Arbeits­
kräfte einstellen mit einem jährlichen Per­
sonalkostenaufwand von rund 80 Millionen 
Euro. Ein besonderes Augenmerk gilt den 
Freiwilligen. Beim Zivilschutz plädiert man 
für eine harmonisierte und hochwertige 
Ausbildung. Zum einen, um die Vielfalt 
und Komplexität der Interventionen ange­
messen zu erledigen; zum anderen, um die 
Motivation der Freiwilligen aufrecht zu 
erhalten. Einen Motivationsschub könnte 
zudem eine adäquate Anerkennung der 
Arbeit darstellen. Das „Comité des sages“ 
verweist hier auf Entschädigungsmodelle 
im benachbarten Ausland. Parallel dazu sei 
Öffentlichkeitsarbeit bei den Arbeitgebern 
nötig. Bleibt die Zusammenarbeit mit den 
Freiwilligen Feuerwehren. Die Tendenz 
müsse darauf hinauslaufen, beide Systeme 
zusammenzuführen – freiwillig. Bei der 
Basis sei der Wille zur Kooperation vorhan­
den, heißt es.

Ziel ist es, eine grundlegende 
Reform durchzuführen,  
um eine einheitliche 
Organisation und 
Neuordnung der Rettungs
dienste zu schaffen, um  
den immer komplexeren 
Risiken einer modernen 
Gesellschaft gerecht  
zu werden.

Froschmänner  
bei einer Übung
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Quellen:
-	 d’Lëtzebuerger Land, Nr 33, 20.8.1982;
-	 Luxemburger Wort, 7.5.2004;
-	 Télécran, Nr 5, 23.1.2009.

Was bringt die Zukunft?
Ein nationaler Plan zur Organisation 
des Rettungswesens

Mit dem Gesetz vom 12. Juni 2004 
war der Ansatz zur Reorganisation und 
Modernisierung des Rettungswesens noch 
lange nicht abgeschlossen. Ziel ist es, eine 
grundlegende Reform durchzuführen, um 
eine einheitliche Organisation und Neu­
ordnung der Rettungsdienste zu schaffen, 
um den immer komplexeren Risiken einer 
modernen Gesellschaft gerecht zu werden.

Im Jahre 2009 beauftragte der Innen­
minister eine Expertengruppe mit einem 
Gutachten zur Vorgehensweise bei der 
Umsetzung dieser Reform. Im Oktober 
2010 legte diese Expertengruppe ihren 
Abschlussbericht vor.

Dieser Reformprozess beinhaltet unter 
anderem:
-	 die Durchführung einer institutionellen 

Neuordnung in Form einer Anstalt 
öffentlichen Rechts, an der sowohl 
Staat und Kommunen mitwirken;

-	 die Restrukturierung der Rettungs­
dienste auf nationaler Ebene, d. h. das 
Zusammenlegen der Feuerwehr und 
der Protection Civile in einer gemein­
samen Struktur;

-	 das Aufstellen eines “Nationalen Pla­
nes der Organisation der Rettungs­
dienste” (PNOSS), der die notwendigen 
Mittel bereitstellen soll, um den beste­
henden Risiken gerecht zu werden.
Noch im gleichen Monat war die 

Reform des Rettungsdienstes Gegenstand 
einer Debatte in der Abgeordnetenkammer.

Aufgrund der Vorlage des Berichtes der 
Expertengruppe wurden mehrere Arbeits­
gruppen aus Vertretern der verschiedenen 
Akteure (Verwaltung für Rettungswesen, 
„Weisenrat“, Feuerwehrverband, Feuer­
wehrinspekteure, Feuerwehr der Stadt Lux­
emburg, SYVICOL) gebildet, um konkrete 
Vorschläge zur Umsetzung der Reform zu 
entwickeln.

Die Arbeiten dieser Gruppen wurden 
im Entwurf des PNOSS zusammengefasst 
und waren Gegenstand einer breiten 
Debatte im September 2012.

Es gilt jetzt die entsprechenden Geset­
zesgrundlagen zu schaffen, um der Reform 
unseres Rettungswesens Leben einzuhau­
chen. Ziel ist es, einen dementsprechenden  
Gesetzesentwurf noch 2015 im Parlament 
einzubringen, damit die geplante Anstalt 
öffentlichen Rechts am Januar 2016 funk­
tionsfähig ist.

René Clesse

Der „Groupe Dépollution“  
bei einer Übung am Stausee


